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«Wenn Christen
für Muslime beten»

Mit Konsternation las ich in der NZZ
denBeitrag «WennChristen fürMuslime
beten» (3. 5. 19). Ich vermisse die Unvor-
eingenommenheit gegenüber den Men-
schen,über welche SimonHehli sich äus-
sert. Es fallen Begriffe wie «vordergrün-
dig», «scheinheilig», «christliche Eiferer»,
«paternalistische Gesinnung», «herab-
lassende Bet-Aktionen». Es wird von
ihm zudem unterstellt, die mit dem
christlichenGebet in aller Regel verbun-
dene Liebe gelte nicht denMuslimen als
Muslimen, sondern sie seien als 1,5 Mil-
liarden Menschen potenzielle Objekte
der Missionierung; implizit wird den
Christen, zu welchen auch ichmich zähle,
eine verwerfliche Gesinnung gegenüber
diesen Mitmenschen vorgeworfen. Was
Christen in solchen islamisch beherrsch-
ten Regionen auf der einen Seite häufig
anVerfolgung undUnterdrückung erlei-
den, aber auf der anderen Seite trotzdem
mit weltlichen und kirchlichen Hilfswer-
ken der einheimischen, mehrheitlich
muslimischen Bevölkerung an vielenOr-
ten Hilfe leisten (Ernährung, Medizin,
Verpflegung, Schule,Glaube), ist enorm.
Das Gegenteil aber ist nicht der Fall.

Rudolf Vetter, Männedorf

30 Tage wollen Christinnen und Chris-
ten für Muslime beten. Was für eine
schöne Idee! Nun wird ihnen aber vom
Verfasser unterstellt, sie würden es nicht
aus Nächstenliebe, sondern um derMis-
sionierung willen tun. Seit der Himmel-
fahrt Christi lautet der Auftrag an die
Christen: «Gehet hin in alle Welt und
prediget das Evangelium aller Kreatur!»
Nun ist es bekanntermassen – zum Teil
unter Todesstrafe – verboten, in mus-
limischen Ländern zu missionieren.Was
also tun? Beten! Durch «Überreden» ist
noch nie jemand zum Glauben gekom-
men.Durch Beten aber schon.DerGeist
weht, wo er will.

Rudolf Kämpfer, Riehen

ImKommentar «WennChristen fürMus-
lime beten» wird Christen unterstellt, bei
dieser Gebetsaktion gehe es ihnen nicht
wirklich um den Frieden und das Wohl
der Menschen in der muslimischenWelt.
Das ist eine böswillige Unterstellung, die
davon ausgeht, dass das Ringen um den
guten und wahren Glauben per se nicht
vereinbar sei mit einem friedlichen Zu-
sammenleben. Wenn Christen jedoch
für Mitmenschen beten und ihren Glau-
ben vermitteln, geht es nach ihrem Ver-
ständnis immer um das Wohl und den
Frieden des Gegenübers und der Ge-
meinschaft insgesamt. Dass Christen
den Frieden und dasWohl einer Gesell-
schaft gerade in ihrem eigenen Glauben
am besten widerspiegelt sehen, ist nicht
übergriffig, sondern eine sinnvolle und
berechtigte Überzeugung in einer plura-
listischen Welt. Nächstenliebe sollte ge-
rade nicht auf Kritik am Glauben oder
an den Überzeugungen des Gegenübers
verzichten, wenn dies respektvoll ge-
schieht. Sonst ist sie unehrlich, und damit
wäre sie in der Tat heuchlerisch. Wich-
tig erscheint uns dabei, dass die Inte-
grität des Gegenübers anerkennt wird;
dass man sich kritisch mit dem Wahr-
heitsanspruch des Gegenübers ausein-
andersetzt und gewillt ist, die positiven
moralischen Wirkungen einer anderen
Religion anzuerkennen. Wer – wie der

NZZ-Kommentator – meint, Religions-
frieden lasse sich nur fördern, wenn die
eigene Überzeugung aufgegeben und
die Position des Gegenübers «akzep-
tiert» werde, verkennt, dass die mono-
theistischen Religionen seit Jahrhunder-
ten im Ringen um die Wahrheit stehen.
Der Grund für Konflikte ist gerade dort
gegeben, wo diesem Ringen kein Raum
mehr geboten wird; sei es durch Konver-
sionsverbote oder durch «postmoderne
Redeverbote». Religionsfreiheit als ein
immer zentraler werdendes Menschen-
recht fördert den religiösen Frieden.Und
diese Freiheit umfasst eben gerade das
Äussern gegensätzlicher Positionen und,
ja, sogar den Wechsel der persönlichen
Glaubensüberzeugung. Diese Möglich-
keit und der Dialog über solche Fra-
gen sind kein Gift, sondern geradezu
Schmieröl für das Zusammenleben von
Menschen unterschiedlichster Überzeu-
gungen. Das bestätigt übrigens auch die
Forschung auf diesem Gebiet.

Marc Jost, Thun, Generalsekretär SEA
(Schweizerische Evangelische Allianz)

Kampfflugzeuge

Dem Leserbriefschreiber Ch. Schibli
in der NZZ vom 2. 5. 19 («PR-Aktion
für Kampfflugzeuge») möchte ich
vollumfänglich zustimmen. Weshalb
braucht die flächenmässig kleinforma-
tige und neutrale Schweiz Kampfflug-
zeuge, die ich vornehmlich als Angriffs-
waffe betrachte, der nicht einmal ge-
nügend «Übungsraum» zur Verfügung
steht (man muss dafür ins Ausland aus-
weichen).Die Schweiz braucht eine stra-
tegisch gut positionierte, hochmoderne
Fliegerabwehr, um mögliche Angriffe
aus der Luft, zukünftig auch mit Droh-
nen, abzuwehren.

In der gleichen NZZ-Ausgabe stellt
Peter Seidel in seinem Gastkommen-
tar «Deutschland und das Gespenst der
Nachrüstung» interessanterweise für
Deutschland fest: «Doch warum Flug-
zeuge anschaffen, angesichts deutlich
verbesserter Flugabwehr?»

Wie zu hören ist, schnürt man hier-
zulande schon wieder ein Abstim-
mungspaket, Kampfflugzeuge in Ver-
bindung mit Fliegerabwehr, um beide
Systeme vom Volk als eines gutgeheis-
sen zu erhalten. Solche «Pakete» lehne
ich als Wählerin grundsätzlich ab, denn
bei derAbstimmung über die Sanierung
des Gotthardtunnels habe ich mir einen
zweiten Tunnel «eingehandelt», den ich
in einer Einzelabstimmung vehement
abgelehnt hätte.

Ruth Niermann, Oberiberg

Bundesrätin Amherd zeigt Führungs-
willen und politisch taktisches Geschick
(NZZ 17. 5. 19). Endlich, nachdem das
VBS seit über 20 Jahren unter SVP-Füh-
rung im Dauerkrisenmodus gewirkt hat.
Die Trennung der Geschäfte Kampfjet
und Flugabwehr macht dies deutlich. Es
ist im 8-Milliarden-Kampfjetkauf nicht
die Industrie mit ihren Lobbyisten, son-
dern immer noch das Schweizervolk,
das über dieses Geschäft wie immer
vernünftig entscheiden wird. Die Dro-
hungen der Industrie sind eine Hoch-
risikostrategie, die vom Stimmvolk so
nie akzeptiert wird. Die Armeefunktio-
näre, die VBS-Administration, die Offi-
ziersgesellschaften und die hochbezahl-
ten Kampfjetlobbyisten überzeugten

2014 mit der Gripen-Vorlage nie. Frau
Amherd liess eine eigene, objektive Stu-
die darüber erstellen, was diese Gegen-
geschäfte beim Einkauf von Kampfjets
dem Schweizer Werkplatz tatsächlich
bringen und wie die Kampfjetanbieter
die Kosten für Drittgeschäfte auf den
Kaufpreis draufschlagen. Der höhere
Kaufpreis ist letztlich vom Steuerzahler
zu berappen. Saab ist damals beim Gri-
pen mit unsäglichem Lobbying bei den
Offiziersgesellschaften und Industrie-
vertretern grenzwertig aufgetreten und
hat nebst anderen hauseigenen,VBS-ge-
machten taktischen Fehlern den schwe-
dischen Kampfjet abstürzen lassen.

Nur wenn es Frau Amherd gelingt,
zukünftige Bedrohungen, den zwingen-
den Kauf von Kampfjets und mögliche
Angreifer der Schweiz glaubwürdig dar-
zustellen und die Sicherheitsbedürfnisse
der Schweizer Bevölkerung im gesell-
schaftlichenWandel zu berücksichtigen,
hat das Rüstungsprojekt in der Volks-
abstimmung 2020 Chancen. Sie wägt
Digitalisierung, Cyberwar und zukünf-
tige modernste Bedrohungen gegen
Reduit- und Kalter-Krieg-Mentalität in
Politik undArmee ab undmacht endlich
eine überzeugende Lagebeurteilung.
Konventionelle Kriegsführung mit Pan-
zer-, Artillerie- und Luftkämpfen war
einmal!
Roger E. Schärer, Trin Mulin, Oberst a. D.

Auswirkung der
Personenfreizügigkeit

In einem vor kurzem erschienenenGast-
beitrag fordert Reiner Eichenberger
mehr Sachlichkeit in der Zuwanderungs-
debatte hierzulande (NZZ 13. 4. 19).Der
Autor zitiert dabei eine von mir und
Nathalie Ramel erstellte empirische Stu-
die, wonach die Personenfreizügigkeit
den Schweizer Staat langfristig belaste. In
Wirklichkeit ist jedoch das Gegenteil der
Fall.Unsere Studie bezieht sich auf sämt-
liche Zuwanderungen, auch auf solche
aus der Asylgewährung oder aus Dritt-
ländern und nicht lediglich auf solche,die
unter dem Personenfreizügigkeitsabkom-
men erfolgten.Beschränkt man dieAna-
lyse auf Mitglieder der Efta- und der 17
EU-Länder, die dem Personenfreizügig-
keitsabkommen in unserem Unter-
suchungszeitraum unterstanden, nimmt
die Fiskalbilanz derAusländer langfristig
deutlich weniger ab, da die Folgekosten
derAsylgewährung wegfallen.

Ob eine Fiskalbilanz in ferner Zu-
kunft steigt oder fällt oder gar negativ
wird, sagt indes auch so noch wenig dar-
über aus, ob die Zuwanderung den Staat
insgesamt belastet. Um dies zu beurtei-
len, muss der gesamte fiskalische Netto-
beitrag der Zuwanderer vom Zeitpunkt
der Einwanderung bis zum Zeitpunkt
des Austritts aus der ausländischen
Wohnbevölkerung durch Rückwande-
rung, Einbürgerung oder Tod berechnet
werden.Würdeman dies tun – und in Er-
gänzung zu unserer Studie auch noch die
Kosten des Humankapitals, das die Zu-
wanderer mitbringen, in Rechnung stel-
len –, sähe die Bilanz noch besser aus.
Sachlich argumentiert ist also davon aus-
zugehen,dass die Zuwanderung und erst
recht die Personenfreizügigkeit den
Staat unter dem Strich eher entlasten als
belasten.

George Sheldon, em. Professor am
WWZ der Universität Basel

TRIBÜNE

Burnout
als Berufskrankheit
Gastkommentar
von SABINE STEIGER-SACKMANN

Die Idee, Burnout als Berufskrankheit anzuerkennen, tönt attrak-
tiv. Die Betroffenen würden von der Unfallversicherung gute Ver-
sicherungsleistungen ohneKostenbeteiligung erhalten (wie bei Be-
rufsunfällen), den Unternehmen würde ein Haftungsrisiko abge-
nommen, und es könnte Geld für die Prävention generiert werden.
In der heutigen Arbeitswelt erleben immer mehr Erwerbstätige
psychosoziale Belastungen.Ständige Erreichbarkeit, hoheArbeits-
dichte, starke emotionale Beanspruchung fordern ihren Tribut.
Folgerichtig stellt sich die Frage, ob die Anerkennung von Berufs-
krankheiten diesemWandel nicht Rechnung tragen müsste.

Bisher ist es einzig einem Kriegsjournalisten gelungen zu errei-
chen, dass seine posttraumatische Belastungsstörung als psychisch
bedingte Berufskrankheit anerkannt wurde. Bei allen übrigen
stressbedingten Erkrankungen wurde dieAnerkennung als Berufs-
krankheit verweigert. Die gesetzlichen Hürden hierfür sind näm-
lich sehr hoch. Fungiert ein gefährdender Stoff oder eine Diagnose
nicht auf der von Fachleuten erstellten Liste, kann im Einzelfall
eine Krankheit nur dann als Berufskrankheit anerkannt werden,
wenn der Nachweis erbracht ist, dass sie mindestens zu 75 Prozent
durch die berufliche Tätigkeit verursacht ist. Für eine bestimmte
berufliche Exposition muss die Erkrankungswahrscheinlichkeit
nach der Rechtsprechung viermal höher sein als für dieAllgemein-
bevölkerung.Es gibt bei dieser Beurteilung nur ein Entweder-oder;
es können keine Teilleistungen für eine anteilsmässige berufliche
Ursache zugesprochen werden. Dies erschwert eine sachgerechte
Zuordnung multikausaler Schäden.

Arbeitsbedingungen gehören zu den wichtigsten Einflussfakto-
ren in Bezug auf Stress, auch wenn private Faktoren eine zusätz-
liche Rolle spielen,wie der Job-Stress-Index zeigt. Stress kann aber
nicht nur ein sogenanntes Burnout zur Folge haben, sondern auch
Kreislaufkrankheiten oder Rückenschmerzen, und Stress ist ein

Einflussfaktor bei Krebs oder Immunschwäche. Insofern greift das
Postulat, (nur) Burnout als Berufskrankheit anzuerkennen, zu kurz.

DasAnliegen hat aber einen verlockenden Effekt:Die Leistun-
gen für Berufskrankheiten gehen nämlich zulasten der Unfallver-
sicherungen.Die Prämien dafür tragen die Unternehmen.Der Prä-
ventionszuschlag auf diesen Prämien generiert jährlich etwa 110
Mio. Franken.Diese Summe wird heute für dieVerhütung von Be-
rufsunfällen und «alten» Berufskrankheiten eingesetzt. Wenn die
Anerkennung als Berufskrankheit auch auf Burnout und ähnliche
Krankheitsbilder erweitert würde,hätte dies zur Folge, dass die Prä-
mienzuschläge für die Prävention von psychischenGesundheitsrisi-
ken amArbeitsplatz eingesetzt werden könnten.Heutemüssen dies
die Kantone über die Staatskassen finanzieren.Aber sie vernach-
lässigen ihre gesetzlicheAufgabe systematisch und sorgen zu wenig
für einen effektiven Schutz vor krankmachendenArbeitsbedingun-
gen: Ihre Präventionsbehörden (Arbeitsinspektorate) sind perso-
nell unterdotiert, und es fehlt vielfach an den fachlichen Ressour-
cen und der Unterstützung durch die politischen Behörden.

Es ist zu hoffen, dass die Bundesbehörden die Diskussion um
Burnout als Berufskrankheit zum Anlass nehmen, alle heutigen
Arbeitsrisiken versicherungsmässig und bezüglich Prävention einer
adäquaten Behandlung zuzuführen. Dazu gehört, dass das Seco
endlich die vom Gesetz eingeräumte Kompetenz wahrnimmt und
den Kantonen Vorgaben macht für die Ausstattung ihrer Arbeits-
inspektorate, damit die Prävention psychosozialer Risiken wirksam
umgesetzt wird.Denn:Verhüten ist immer noch besser als vergüten.

Sabine Steiger-Sackmann ist Dozentin für Arbeits- und Sozialversiche-
rungsrecht an der ZHAW in Winterthur.

Ständige Erreichbarkeit,
hohe Arbeitsdichte, starke
emotionale Beanspruchung
fordern ihren Tribut.
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